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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 309/08 B 
 
L 17 U 107/08 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 16 U 235/05 (SG Düsseldorf) 
 
 
 
………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………….., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Handel und Warendistribution, 
M 5, 7, 68161 Mannheim, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Januar 2009 durch den 

Richter   Dr.  B e c k e r   als Vorsitzenden sowie die Richter   M u t s c h l e r 

und   H e i n z 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 1. Oktober 2008 wird als un-

zulässig verworfen. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung der Beschwerde entgegen 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder hinreichend dargelegt noch bezeich-

net. Da der Beschluss über eine erfolglose Nichtzulassungsbeschwerde nur kurz begründet 

werden soll und von einer Begründung abgesehen werden kann, wenn sie - wie hier - nicht 

geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a 

Abs 4 Satz 2 SGG), beschränkt sich der Senat auf folgende Hinweise: 

 

Der Kläger stützt sich auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechts-

sache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Einer Rechtssache kommt grundsätzliche Bedeutung zu, 

wenn sie geeignet ist, die Rechtseinheit in ihrem Bestand zu erhalten oder die Weiterentwick-

lung des Rechts zu fördern. Dass und warum dies der Fall ist, muss sich aus der Beschwerde-

begründung ergeben. Den Darlegungserfordernissen für eine Grundsatzrevision ist daher nur 

dann genügt, wenn eine abstrakte Rechtsfrage klar formuliert und ausgeführt wird, dass diese 

von allgemeiner Bedeutung, klärungsbedürftig und klärungsfähig ist (BSG SozR 4-1500 § 160a 

Nr 11 RdNr 19 und Nr 9 RdNr 4, jeweils mwN). Diesen Anforderungen wird die Beschwerdebe-

gründung nicht gerecht.  

 

Der Kläger misst folgenden Rechtsfragen eine grundsätzliche Bedeutung bei: 

 "Darf der vom Sozialgericht Düsseldorf - Az. 16 U 237/05 SG Düsseldorf - festgestellte 
übliche und unmittelbare Weg zur Arbeit vom Versicherungsschutz des § 8 Abs. 2 Nr. 1 
ausgenommen werden durch die Berufsgenossenschaft und hier das Berufungsgericht, 
Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen, zum Az. L 17 U 107/08"? 
 

 "Dürfen die Berufsgenossenschaft hier und das Vordergericht entgegen der gesetzlichen 
Vorschrift des § 2 Abs. 2 SGB I" … "contra legem den Versicherungsschutz für übliche 
unmittelbare Wege zur Arbeit von der Wohnung der Lebensabschnittsgefährtin aus ver-
neinen, weil der Versicherte dort nur über Toilettenutensilien, Unterwäsche, DVD-Player 
als eigene Gegenstände verfügt hat"? 

 

Hinsichtlich beider Fragestellungen ist nicht aufgezeigt worden, inwieweit sie von allgemeiner 

Bedeutung, klärungsbedürftig und klärungsfähig sein sollen. Das Vorbringen des Klägers er-

schöpft sich vielmehr darin, einen Verstoß gegen das Willkürverbot und das Recht auf ein faires 

Verfahren zu behaupten, ohne auf die hierzu entwickelten rechtlichen Maßstäbe einzugehen. 

 

Soweit der Kläger die "Dauer des Verfahrens" beanstandet und damit einen Verfahrensmangel 

iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG rügen sollte, ist schon nicht dargetan, inwieweit das LSG das 

Verfahren fehlerhaft betrieben haben soll. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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